
Deutsch denken – denke Deutsch!

Artikelserie und Podcast

Freiheit unter deutschem Recht: 

Die Wiederherstellung der Würde, der Selbst-
bestimmung und der souveränen Staatlichkeit

des Deutschen Volkes

Teil 4: Der BRDismus und die Tyrannei der Gewalteneinheit

Autoren:
Stefan Andreas Görlitz
Sylvia Elisabeth Geiß

t.me/Deutsch_denken_denke_Deutsch

Der Text steht zur freien Nutzung unter Angabe der Urheber zur Verfügung.
Änderungen sind nicht erlaubt.



Deutsch denken – denke Deutsch!

Der BRDismus und die Tyrannei der Gewalteneinheit

Das real existierende alliierte Besatzungsregime der Bundesrepublik in Teil-
deutschland gründet seine Existenz auf dem Genehmigungsschreiben der Mi-
litärgouverneure der westalliierten Besatzungszonen zum Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland vom 12. Mai 1949. 

Dieses Grundgesetz dient der Abgrenzung der Befugnisse und Verantwort-
lichkeiten zwischen der zivilen deutschen Selbstverwaltungsorganisation in 
den von den westalliierten Besatzungstruppen beherrschten Teilgebieten des
Deutschen Reiches und der Alliierten Hohen Kommission (AHK). 

In der Direktive JCS 1067 vom 26. April 1945 offenbaren die alliierten Besat-
zungsmächte ihre wahren Absichten. Demnach soll Deutschland nicht zu sei-
ner Befreiung besetzt werden, sondern als ein besiegter Feindstaat und zur 
Verwirklichung "gewisser wichtiger alliierter Absichten".

Ein Abkommen vom 29. Mai 1947, das zwischen den Militärgouverneuren 
und Oberbefehlshabern der amerikanischen und der britischen Besatzungs-
zone getroffen worden ist, sieht die Einsetzung eines Wirtschaftsrates, eines 
Exekutivausschusses und Direktoren vor, um die Lösung dringender wirt-
schaftlicher Probleme und den Aufbau des Wirtschaftslebens durch dem Vol-
ke verantwortliche deutsche Stellen zu fördern. Dieses Abkommen wurde für 
die Militärregierung Deutschland im amerikanischen Kontrollgebiet in Form 
der Proklamation Nr. 5 vom 10. Juni 1947 und für die Militärregierung 
Deutschland im britischen Kontrollgebiet durch die Verordnung Nr. 88 vom 
10. Juni 1947 veröffentlicht.

Durch dieses Abkommen zwischen den Oberbefehlshabern der beiden angel-
sächsischen Besatzungszonen wurde die Schaffung des sogenannten Verei-
nigten Wirtschaftsgebietes beschlossen (Bizone).

Das Vereinigte Wirtschaftsgebiet wurde durch

• einen Wirtschaftsrat
• einen Länderrat (gleichsam als zweite Kammer) und
• das Direktorium
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verwaltet. Die Befugnisse des Vereinigten Wirtschaftsgebietes waren auf die 
im Wirtschaftsrat beschlossenen Gesetze beschränkt. Diese bedurften der 
Zustimmung des alliierten Kontrollrates.

Tatsächlich dienten die mit der Bildung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
einhergehenden Regelungen und Vorschriften dem Anschein, als ergingen sie
durch deutsche Organe, also den Wirtschaftsrat, den Länderrat oder dem Di-
rektorium, und nicht mehr durch Anordnungen der militärischen Besatzung.

Mit der Bildung des Vereinigten  Wirtschaftsgebietes sollte die Eigeninitiative 
der deutschen Bevölkerung bei der Beseitigung der Trümmer und Ruinen, bei
der Reorganisation wirtschaftlicher Vorgänge, also beim selbstorganisierten 
Wiederaufbau, unterbunden werden.  

Der wirtschaftliche Wiederaufbau des deutschen Staates über das Maß der 
zur Versorgung der Besatzungstruppen und des zum Überleben der Bevölke-
rung unbedingt Notwendige hinaus war nicht im alliierten Interesse.

Die Versorgung der Zivilbevölkerung sollte das über das zur Verhinderung 
von Hunger, den Ausbruch von Seuchen und Krankheiten und die Verhinde-
rung ziviler Unruhen Hinausgehende nicht übersteigen.

Den der Potsdamer Erklärung vom 2. August 1945 zu entnehmenden Absich-
ten der alliierten Besatzungsmächte zufolge war es den am höchsten ausge-
bildeten deutschen Arbeitern in Europa zugedacht, "so viel zu arbeiten, wie 
sie können, um für einen Kontinent zu produzieren, der eine hoffnungslose 
Knappheit von allem hat". 

Mit Artikel 133 des Bonner Grundgesetzes mediatisiert1 der alliierte Besatzer 
das zivile Selbstverwaltungskonstrukt der Bundesrepublik auf einem Teilge-
biet des Deutschen Reiches und unterstellt die ihm verpflichtete Organisati-
on der BRD, indem er sie zur Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zwingt.

Artikel 133 des Bonner Grundgesetzes tarnt den Fortbestand der Bi-
Zone und verpflichtet den Bund haftend auf die Ausübung der Ver-
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes:

1 mediatisieren = mittelbar machen, unterstellen, unterordnen
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"Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes ein."

Tatsächlich stellt die Bundesrepublik in Teildeutschland die Simulation staatli-
cher Organisation dar, mit der der alliierte Besatzer seinen fortgesetzten 
Staatsstreich zur Vermeidung souveräner Rechtsausübung des Deutschen 
Volkes verschleiert.

Artikel 139 Bonner Grundgesetz regelt die Fortgeltung alliierten
Besatzungsrechtes:

"Die zur Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Milita-
rismus erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses
Grundgesetzes nicht berührt."

Im Kommentar zu Artikel 139 des Grundgesetzes steht:

"Die in Art. 139 GG genannten Freiheitsgesetze sind demnach im Grundsatze
an keine Übereinstimmung mit den Grundrechten gebunden […]. Art. 139 er-
faßt nur die vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes erlassenen Vorschrif-
ten über die Entnazifizierung …"

Tatsächlich hat aber keine Befreiung stattgefunden – im Gegenteil. Die in der 
Direktive JCS 1067 formulierte Erklärung, daß die Besetzung Deutschlands 
nicht der Befreiung des Deutschen Volkes dient, sondern der Verwirklichung 
alliierter Ziele, ist heute für jedermann offenkundig. Das Ergebnis zeigt die 
Absicht.

Tatsächlich haben bis auf den heutigen Tag ausschließlich die deutschen 
Streitkräfte die Feindseligkeiten eingestellt. 

Und tatsächlich noch heute stützen US-Truppen in Deutschland ausschließ-
lich US-Interessen. Sie dienen der Aufrechterhaltung eines völkerrechtswidri-
gen Interventions- und Hegemonieraumes zur Beherrschung des Geld- und 
Warenverkehrs und der Unterhaltung der Folgen eines alliierten Staatsstrei-
ches im Deutschen Reich. 

Heute, nach einer 76-jährigen Negativauslese aus kollaborierenden deut-
schen Polit-Marionetten, Justiz-Darstellern und Exekutiv-Dummies, wird das 
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Deutsche Volk durch die schlimmste Kakistokratie2 der alliierten Besatzungs-
mächte angegriffen, verfolgt und faschistisch terrorisiert – die Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Wir, die "Bewohner im Bundesgebiet" (s. Art. 25 GG), leben heute unter den 
Bedingungen einer Gewalteneinheitstyrannis – und dies trotz der Ewigkeits-
garantie für die Art. 1 und 20 GG durch Art. 79 Abs. 3 GG.

Die BRD-Kakistokraten halten sich also nicht einmal an ihre eigenen Regeln. 
Sie haben das von Anbeginn im Jahre 1949 nicht für nötig gehalten. Bereits 
der erste Kanzler der BRD, Konrad Adenauer, war im Jahr 1967 mit 91 Jahren 
der älteste Bundestagsabgeordnete in Bonn. Er vertrat seit der ersten Bun-
destagswahl am 14. August 1949 den Wahlkreis Bonn Stadt und Land bis zu 
seinem Tod.

Artikel 20 Abs. 3 GG schreibt die sogenannte Gewaltenteilung vor:
"Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende
Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden."

Das Parlament – der Bundestag – ist für die Gesetzgebung zuständig (Legis-
lative). 

Die Bundesregierung ist die oberste Instanz der Exekutive, also der Verwal-
tung, und gehört zur ausführenden Ebene.

Der Judikative obliegt die Rechtsprechung in allen Instanzen und in allen 
Rechtsgebieten.

Tatsächlich gibt es in der BRD keine verfassungsmäßige Ordnung. Das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland ist keine Verfassung, son-
dern ein Teil des alliierten Besatzungsrechtes (s. Art. 133, 139 GG), das mit 
dem schon genannten Genehmigungsschreiben der Militärgouverneure in 
Kraft gesetzt wurde.

Laut Creifelds Rechtswörterbuch (17. Aufl., Verlag C. H. Beck, München 2002)
ist ein Grundgesetz "ein besatzungsrechtliches Mittel zur Schaffung von 
Ruhe und Ordnung in einem durch Kriegshandlung besetzten Gebiet. Gege-

2 Kakistokratie = (griech.) Herrschaft der Schlechtesten; Gegenteil von Aristokratie = (griech.) Herrschaft der Besten
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ben von der Siegermacht (oder den Siegermächten) für das auf Zeit einge-
setzte Verwaltungsorgan."

Seit dem Zusammentritt des ersten Bundestages im Jahre 1949 mangelt es 
den besatzungsrechtlichen Organisationen der Bundesrepublik und deren 
Ländergebietskörperschaften an einem durch Parlament und Regierung legi-
timierten Status.

Von Anbeginn ist in Folge der aufgehobenen Abgrenzung zwischen Parlament
und Regierung der konstituierende Grundsatz der Gewaltenteilung durchbro-
chen und beiden Institutionen – Regierungen und Parlamenten – ist der Auf-
trag des Grundgesetzes abhanden gekommen.

In Folge des Sachverhaltes, daß gewählte Abgeordnete den Regierungen von
Bund und Ländern angehören sowie der Umstand, daß Regierungsangehöri-
ge bei Bund und Ländern Abgeordnetenmandate in den jeweiligen Parlamen-
ten ausüben, ist es für den "Bewohner im Bundesgebiet" unmöglich gewor-
den, eine Parlamentsregierung von einem Regierungsparlament zu unter-
scheiden.  

In jedem Fall ist der mit der Wahlentscheidung verbundene Wahlauftrag des 
Wahlvolkes vereitelt.

Gewählte Abgeordnete des Parlaments haben die Aufgabe, die Regierung zu 
kontrollieren. Das gilt auch für die Abgeordneten, die der Partei angehören, 
die gerade regiert. 

Wenn ein Abgeordneter zugleich auch Mitglied einer Bundes- oder Landesre-
gierung ist, ist diese Kontrolle außer Kraft gesetzt, denn er kontrolliert sich 
selbst. 

Jeder gewählte Abgeordnete im Bund und in den Ländern ist ein Vertreter 
des ganzen Volkes und nur ein seinem Gewissen unterworfener Volksvertre-
ter.

Ein Minister oder Staatssekretär ist ein auftrags- und weisungsgebundenes 
Mitglied eines Regierungskabinetts, der der politischen Richtlinienkompetenz
seines Regierungschefs unterliegt. 
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Ein Regierungschef, ein Minister oder ein Staatssekretär, der zugleich ein Ab-
geordnetenmandat wahrnimmt, ist also ein auftrags- und weisungsgebunde-
ner, der Richtlinienkompetenz unterliegender gewählter Vertreter des ganzen
Volkes, der nur seinem Gewissen unterworfen ist – also eine eierlegende 
Wollmilchsau oder treffender ausgedrückt eine Gewalteneinheits-Chimäre. 

Wie verhält sich solch ein "Regierungsabgeordneter" bei der Abstimmung im 
Parlament über eine Gesetzesvorlage, mit der er inhaltlich nicht überein-
stimmt? 

Minister und Staatssekretäre sind als Teil des Kabinetts der Richtlinienkompe-
tenz des Kanzlers oder Ministerpräsidenten unterworfen. Das steht im Ge-
gensatz zum Grundsatz der Freiheit und Unabhängigkeit eines Abgeordne-
tenmandates.

Der Interessenkonflikt zwischen Regierungsamt und Abgeordnetenmandat ist
offenkundig, da der der Richtlinienkompetenz des Ministerpräsidenten oder 
Kanzlers verpflichtete Minister oder Staatssekretär als Abgeordneter nicht 
gegen Regierungsvorlagen stimmen darf, die er selbst mitzuvertreten hat.

Minister und Staatssekretäre, die zugleich ein Abgeordnetenmandat wahr-
nehmen, nutzen als Angehörige der Exekutive naturgemäß ihre Zugehörig-
keit zu einer Abgeordnetenfraktion zur direkten Einwirkung auf die Meinungs-
bildung der gesetzgebenden Gewalt der Abgeordneten ihrer Fraktion. 

Diese "wirkungsvolle Beeinflussung" ihrer Abgeordneten stützen Minister 
und Staatssekretäre auf den eigenen Verwaltungsapparat, auf den Informati-
onsvorsprung, auf die Autorität als Minister oder Staatssekretär, um Abge-
ordnete im Sinne der von ihnen geplanten Willensbildung und Entscheidung 
zu beeinflussen. 

Für ein Regierungsmitglied mit Abgeordnetenmandat ist es unmöglich, das 
Parlamentsmandat funktionsgerecht auszuüben. Ein Regierungsmitglied ist 
nicht in der Lage, die Mittel, die ihm als Abgeordnetem zur Verfügung ste-
hen, auch zu nutzen:

• ein Regierungsmitglied stellt keine Anfragen und Anträge

• das Stellen eines Mißtrauensantrages ist undenkbar
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• die Mitwirkung in Parlamentsausschüssen ist Regierungsmitgliedern 
nicht möglich und würde dem Zweck von Ausschüssen widersprechen

• als Regierungsmitglied besteht Verantwortlichkeit vor dem Parlament, 
die ein Regierungsmitglied gegen sich selbst nicht einfordern kann

• das Recht des Abgeordneten auf Einforderung und Betreiben eines par-
lamentarischen Untersuchungsausschusses zur tatsächlichen Regie-
rungstätigkeit kann von Abgeordneten, die als Regierungsmitglied auf-
trags- und weisungsgebunden der Richtlinienkompetenz ihres Regie-
rungschefs unterliegen, nicht wahrgenommen werden, da sie als Re-
gierungsmitglied die Regierungspolitik mit verantworten und in Konkur-
renz zum parlamentarischen Willensbildungsprozeß stehen

• Minister und Staatssekretäre haben kein Interesse daran, daß Mißstän-
de in ihrem Zuständigkeitsbereich mit den parlamentarischen Kontroll-
instrumenten der Landtage und des Bundestages öffentlich behandelt 
werden

• Regierungschefs, Minister und Staatssekretäre, über deren Haushalts-
mittel das Parlament verhandelt und entscheidet, haben bei der gleich-
zeitigen Ausübung eines Abgeordnetenmandates kein Interesse, ihre 
Haushaltsansätze parlamentarischer Widerrede auszusetzen und ge-
gen die eigenen Interessenlage abzustimmen

• Regierungschefs, Minister und Staatssekretäre nehmen als Regierungs-
mitglieder bei gleichzeitiger Ausübung eines Abgeordnetenmandates 
an der Wahl der Verfassungsrichter teil

Die Regierungsmitglieder mit Parlamentsmandat stellen also sicher, daß das 
Parlament keines ist. 

Kein Gesäß ist so breit, daß jemand gleichzeitig auf der Regierungsbank
und auf einem Abgeordnetenstuhl sitzen kann.

Prof. em. Ingo von Münch (*1932), dt. Staatsrechtler 

Die alliierte Besatzungsvorschrift, das Grundgesetz, tarnt das faschistoide, 
mit Gewalteneinheit herrschende Terrorsystem der Bundesrepublik in Teil-
deutschland als Parlamentarismus und als rechenschaftspflichtige Regie-
rungsgewalt.
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Gewalt ohne Recht war, ist und bleibt Terror!

Bei alledem darf nicht übersehen werden, daß wir es auf leisen Sohlen mit ei-
ner Machtergreifung der dritten Gewalt (Judikative) zu tun haben. Juristen 
durchsetzen Parlamente, Regierungen (Exekutive) und die Rechtsprechung. 
Sie bilden einen juristischen Filz in allen Strukturen der öffentlichen Verwal-
tung, der Justiz, der Parteiorganisationen sowie in sozialen Einrichtungen und
in gesellschaftlichen Organisationen und Verbänden. Sie zersetzen damit die 
Gesellschafts- und Rechtsordnung.

Der durch Aufhebung von Artikel 23 a. F. des Grundgesetzes am 17. Juli 1990
neben der alliierten Besatzungsrechtsordnung entstandene rechtsfreie Raum
dient der entschleierten Umsetzung der alliierten Direktive JCS 1067 aus dem
Jahr 1945, der "Verwirklichung alliierter Ziele" und schafft die Voraussetzun-
gen für die 'leise' Machtübernahme durch die Dritte Gewalt. 

Der BRDismus und die Entwicklung der Einigungsvertragsrechtsordnung mit 
der daraus folgenden verhängnisvollen Entstehung der Gewalteneinheitsty-
rannis, des Cäsaropapismus3 sowie die Machtergreifung der dritten Gewalt 
und deren Folgen für das deutsche Staatsleben, für die europäische Sicher-
heit mit den Frieden gefährdenden Auswirkungen, bis zur moralischen Ver-
werflichkeit der Bereitschaft zur mutwilligen Vernichtung menschlichen Le-
bens, fordern jeden verantwortlich Denkenden zur Tat und verlangen außer-
gewöhnliche Handlungen.

Der real existierende BRDismus ist demnach nichts anderes als die Fortset-
zung der I. und II. Völkermordintrige des 20. Jahrhunderts mit anderen Mit-
teln. BRDismus ist das neue Gesicht des transmutierten Faschismus.

Im Interesse der Besatzer besteht die Rechtlosigkeit des Deutschen Volkes 
fort. 

Artikel 139 Bonner Grundgesetz erweckt den Anschein der Befreiung des 
Deutschen Volkes vom Nationalismus und Militarismus durch die alliierten 
Siegermächte. 

3 Cäsaropapismus = sklavische Gedankenunterwürfigkeit
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Dies ist die Blüte deutscher Erinnerungskultur – politisch erwünscht – wissen-
schaftlich und historisch jedoch unhaltbar.

Die Interessenenteignung des Deutschen Volkes wird 

• durch die Geschichtsschreibung der Sieger
• durch die alliiert verordnete Umerziehung und
• durch eine Forschungs- und Gedenkkultur

betrieben und sichergestellt. 

Die alliierten Siegermächte betreiben mit der Bundesrepublik in Teildeutsch-
land auf dem Boden des Deutschen Reiches ein staatssimulatives Besat-
zungsregime in Ausformung einer Fassadendemokratie.

Als entnazifiziert entspempelte Faschisten, Bedarfsrechts-Dealer, Tavistock-
Jünger, Schüler der Frankfurter Umerziehungs-Schule, Atlantikbrückenschlä-
ger, Eugeniker und Logenbrüder die als Politik-Darsteller dienen, überführen 
das politische System der alliierten Besatzungsrechtsordnung für das Deut-
sche Reich durch die Wirklichkeit

• des Bi-Zonen-Vertrages
• des Bundes Deutscher Länder
• der BRD-Staatssimulation sowie
• des Einigungsvertrages

in eine post-grundgesetzliche Besatzungsrechtsdiktatur der Einigungsver-
tragsrechtsordnung.

Eine Verfassung ist überflüssiger Luxus, denn eine Zukunft – nicht einmal von
alliierten "Gnaden" ist für das staatssimulative Besatzungsregime in 
Deutschland nicht vorgesehen.

Mit zuerkanntem "Opferstatus" belohnte "Politstrategen", als DDR-Oppositio-
nelle und Freiheitskämpfer Gelobhudelte, überführen das politische System 
und markieren dessen wirklichen Zweck.
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Feind ist, wer anders denkt und zu einer anderen als der von der offiziellen 
Meinungsführerschaft verordneten Einsicht gelangt.

Die Einigungsvertragsrechtsordnung sichert mit der Fortgeltung der Willkür-
herrschaft die Gefügigkeit der Bewohner im Bundesgebiet durch deren 

• erlernte Hilflosigkeit 
• die Angst vor Repressalien
• die Angst vor Gesichtsverlust
• die Angst vor Existenzverlust
• die Angst vor wirtschaftlicher Inquisition
• die Angst vor Bestrafung

Diese Angst lähmt die Betroffenen, macht sie hilflos, gefügig und lenkbar. 
Angst ist der Kitt der Diktatur.

Das Prinzip der "politischen Korrektheit" ist tatsächlich ein Maulkorb für die 
Wahrheit. Es herrscht Redeverbot um den Judaslohn, als guter Demokrat und
als folgsamer "Systemling" zu gelten.

Sich der Gefolgschaft einer in politischer Korrektheit vor sich hin frömmeln-
den Politkaste anzuschließen, spart zwar das Selbstdenken, begrenzt aber 
nicht die eigene Verantwortung. 

Menschen rennen jedem dahergelaufenen Rattenfänger nach, der auf ein Po-
dium steigt oder sich vor ein Mikrofon stellt – nur um nicht selbst denken zu 
müssen.

Sie sind willfährige Sklaven und dienen damit einer Parlamentsregierung 
oder vielleicht auch einem Regierungsparlament. Jedenfalls verzichten sie 
auf eine verantwortliche Regierungsleistung und begnügen sich mit einer 
von Werteorientierung befreiten Herrschaft, die von Meinungsdiktatur lebt.

Regierungsabgeordnete bzw. eine Abgeordnetenregierung erfindet unter 
Mißachtung des Gewaltenteilungsgebotes Bedarfsrecht in der Kulisse einer 
Staatssimulation zur Verwirklichung privater Herrschaftsphantasien mit 
Weltmachtanspruch.
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BRD-Regimepopulisten verhängen Denkverbote, betreiben Meinungsdiktatur 
und Gesinnungsterror. 

Wer nicht bereit ist, kritisch zu hinterfragen und selbst so lange zu recher-
chieren, bis tatsächliche Sicherheit durch Kenntnis, Wissen und Verstand er-
reicht ist, lebt unter mainstreamgesteuertem "betreutem Denken" – der muß 
sein Dasein im Bannkreis des BRDismus fristen.

76 Jahre Besatzungsgebiet "Germany" und damit die alliierte Verhinderung 
der Ausübung deutscher Staatsgewalt verfolgen nur ein Interesse – die Auf-
rechterhaltung einer mit Vernichtungsabsicht verabredeten Rechtlosigkeit 
des Deutschen Volkes. 

"Nichts ist mächtiger als eine Idee, deren Zeit gekommen ist."

Victor Hugo, 1802-1885

Wir lassen uns nicht länger mit dem Narrativ des "unterworfenen Volkes" de-
mütigen. 

Wir wenden uns ab von der alliiert verordneten Umerziehung und holen uns 
die "Lufthoheit" über unsere Köpfe und Herzen mit den Werten von Patriotis-
mus, Nation, Volk, Familie, Glaube, Treue und Demut zurück. Die Tugend 
fremdbestimmter Völker ist die Geduld bis zu dem Tage, an dem es nur noch 
eine Tugend gibt, nämlich diese Geduld aufzugeben.
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